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Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freunde! 

Mit Schrecken registrieren wir die  
neuen Gewaltexzesse in der Ost- 

ukraine. Alle, die vorschnell ein Ende der deutlich wirksa-
men Sanktionen gegen Russland fordern, müssen sich mit 
der unbestechlichen Lageanalyse der OSZE befassen. Die 

von Russland gedeckten und unterstützten Rebellen in der 
Ostukraine haben nicht nur die Friedensgespräche abge-
brochen, sie sind auch für eine erneute Eskalation und Aus-
weitung der Kämpfe nach Mariupol verantwortlich. Sollte 

Präsident Putin dieser Eskalation keinen Einhalt gebieten, 
muss die Verschärfung der Sanktionen erwogen werden. 
Verantwortung heißt hier, dass wir beharrlich an einer Lö-

sung arbeiten, die den Menschen in der Ukraine den Frieden 
zurückbringt. 

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat zu Recht eine friedli-

chen Lösung angemahnt und die Umsetzung der Minsker 
Vereinbarung vom September gefordert. Die Waffenruhe 
muss eingehalten und neue Eskalationen müssen vermie-
den werden. Hier ist Präsident Putin in der Verantwortung. 

Von völlig anderer Art sind die Herausforderungen, die sich 
innerhalb der EU stellen. Denken wir nur an die geldpoliti-
schen Beschlüsse der EZB oder der Schweizerischen Natio-

nalbank. Und mit Blick nach Griechenland ist es schon er-
staunlich, wie schnell sich linke Wahlsieger und rechte 
Populisten zu einer Regierung zusammenfinden. Erstaun-

lich, wer bei uns in Deutschland diesen Wahlsieg bejubelt 
hat. Extreme sind sich ganz offenbar doch näher, als viele 
wahr haben wollen. 

Ebenso wahr ist aber auch: Nicht die Troika, Brüssel oder 

Berlin sind schuld an der griechischen Misere, sondern das 
jahrzehntelange Versagen der Eliten Griechenlands. Und 
weiter gilt: Die neue griechische Regierung ist genauso an 

die Verträge gebunden, die das Land mit seinen europäi-
schen Partnern eingegangen ist, wie jede Vorgängerregie-
rung auch. Das unterscheidet das heutige vom früheren Eu-

ropa. 

Viel Spaß beim weiteren Lesen wünscht 
 
 

Ihr Helmut Brandt MdB 

Entschlossen gegen Islamisten 

Seit 2012 und verstärkt seit 2013 sind min-

destens 600 Islamisten, davon mehr als die 
Hälfte deutsche Staatsbürger, aus Deutsch-
land in Richtung Syrien und Irak ausgereist, 

wo von der Anwesenheit von mehr als 3.400 
Kämpfern allein aus Europa auszugehen ist. 
Viele von ihnen wurden militärisch ausge-
bildet und haben in dieser Region an Kämp-

fen teilgenommen. 

Die Ausreise von Kämpfern aus Deutsch-
land in Krisenregionen trägt zur Destabili-

sierung staatlicher und ziviler Strukturen in 
diesen Krisengebieten und zur Stärkung ter-
roristischer Strukturen vor Ort bei. Sie geht 

mit Straftaten im Ausland einher und be-
rührt erhebliche Belange der Bundesrepub-
lik Deutschland. Die Rückreise dieser Perso-
nen gefährdet die innere Sicherheit 

Deutschlands. Es besteht ein erhebliches Ri-
siko, dass kampferprobte Rückkehrer in 
Deutschland aktiv werden und Anschläge 

planen.  

Nach geltendem Recht kann diesen Gefähr-
dern bereits heute der Reisepass entzogen 

werden. Zukünftig gilt dieses auch für den 
Personalausweis, um Ausreisen in Krisenge-
biete, etwa über die Türkei, effektiver un-
terbinden zu können. Ein Ersatz-Personal-

ausweis wird als Identifikationsnachweis 
ausgestellt. Dieses ist kein Allheilmittel ge-
gen den Terror, aber wir müssen alles tun, 

um Terroranschläge zu verhindern. Dazu 
gehört auch, den Versuch der Ausreise mit 
terroristischen Motiven unter Strafe zu stel-

len und terroristischen Vereinigungen ihre 
finanzielle Grundlage zu entziehen. 

Auch benötigen wir dringend Mindestfris-
ten zur Speicherung von Verbindungsdaten. 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass 23 EU-Mit-
gliedstaaten auf dieses Mittel zur Terrorbe-
kämpfung setzen, Deutschland aber weiter-

hin darauf verzichtet.  

jahrzehntelange Versagen der Eliten Grie-
chenlands. Und weiter gilt: Die neue grie-

chische Regierung ist genauso an die Ver-
träge gebunden, die das Land mit seinen 

http://www.helmut-brandt.de/


 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
  

 
 
  

 
 

             

3 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

Helmut Brandt informiert:  

Ausgabe Nr. 02 
30.01.2015 

 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

für die StädteRegion Aachen 

www.helmut-brandt.de      
www.facebook.com/mdb.helmut.brandt 

Gute Verfassung der deutschen Wirtschaft weiter stärken 

Der Jahreswirtschaftsbericht 2015 der Bundesregierung umreißt die Grundlagen der Wirtschafts- und Finanz-

politik in diesem Jahr. Wir können feststellen, dass unter der unionsgeführten Bundesregierung das deutsche 
Wirtschaftswachstum trotz der weiter schwelenden geopolitischen Risiken wieder an Dynamik gewinnt. Die 
entscheidenden Antriebskräfte sind ein starker Arbeitsmarkt und steigende verfügbare Einkommen. Mit 42,7 

Millionen Erwerbstätigen im vergangenen Jahr hat Deutschland zum achten Mal in Folge einen neuen Beschäf-
tigungsrekord erreicht - und die hohe Zahl offener Stellen weist auf weiter steigende Arbeitsnachfrage hin. 

Wir müssen nun also die gute wirtschaftliche Verfassung unseres Landes erhalten und möglichst weiter aus-
bauen. Es ist daher erfreulich, dass wir unseren Koalitionspartner auch mittelfristig von der schwarzen Null 

überzeugen konnten und auf dieser Grundlage nun über private und öffentliche Zukunftsinvestitionen spre-
chen können. Ebenso erfreulich ist es, dass unser Koalitionspartner inzwischen die Bedeutung von Struktur-
reformen in Deutschland und Europa anerkennt. Denn Investitionen können nur dann erfolgreich sein, wenn 

die unternehmerischen und wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen stimmen. Vor diesen Hintergrund 
trägt der diesjährige Jahreswirtschaftsbericht den Titel „Investieren in Deutschlands und Europas Zukunft“. 

Die Bundesregierung plant im Konsens, eine mittelstandsfreundlich ausgestaltete Erb-

schaft- und Schenkungsteuer zu verabschieden, die kalte Progression möglichst in dieser 
Wahlperiode zu mildern, mit einem Tarifeinheitsgesetz Tarifkollisionen aufzulösen, fle-
xiblere Beschäftigungsoptionen im Alter zu prüfen, den Bürokratieabbau insbesondere 
durch Einführung einer „One in-One out“-Regelung (wenn durch neue Regelungen Be-

lastungen entstehen, müssen gleichviele  Belastungen abgebaut werden) voranzubrin-
gen und vor allem auch die transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) erfolgreich abschließen zu wollen. Gepaart mit sinnvollen Zukunftsinvestitionen 

werden diese Maßnahmen nachhaltig zu Wachstum und Beschäftigung beitragen.  
Bild: BMWi 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

      

          

  

 

  

   

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Informationen über meine Standpunkte, meine Aktivitäten und mich finden Sie unter anderen auf 

meiner Homepage:                                                               Facebook.de… MeinVZ. de .. YouTube.de  
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin 
Tel.: 030 / 227-71472                              
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Aufarbeitung von sexuellem Kindesmissbrauch sicherstellen 

Anlässlich des fünften Jahrestages der Aufdeckung des sexuellen Miss-
brauchs am Berliner Canisius-Kolleg haben wir in dieser Plenarwoche die 
Notwendigkeit unterstrichen, alle Fälle sexuellen Missbrauchs, insbeson-

dere an Kindern und Jugendlichen, aufzuklären und aufzuarbeiten.  

Das Canisius-Kolleg, an dem ein engagierter Rektor vorbehaltlos zur Aufar-
beitung beigetragen hat, ist hier vorbildlich. Wir debattierten dabei die Si-
cherstellung der Aufarbeitung von sexuellem Missbrauch durch eine Kom-

mission beim Unabhängigen Beauftragten für sexuellen Kindesmissbrauch 
im Deutschen Bundestag. Diese Arbeit muss auch in der Zukunft engagiert 
fortgeführt werden. 

Gesetz zur Steigerung der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr 

Der Gesetzesentwurf, den wir in erster Lesung beraten haben, sieht 22 konkrete Einzelmaßnahmen zur Stei-

gerung der Attraktivität des Dienstes in der Bundeswehr vor. Es geht um die Kernbereiche Arbeitsbedingun-
gen, Vergütungen und soziale Absicherungen. So wollen wir sicherstellen, dass der Dienst in unseren Streit-
kräften weiterhin eine ausreichende Anzahl von Bewerbern anspricht. 

http://www.helmut-brandt.de/
http://www.bmwi.de/DE/Mediathek/publikationen,did=687256.html

